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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl I 83/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Staatsbürgerschaftsgesetz 1985, das Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, das BFA-
Verfahrensgesetz und das Asylgesetz 2005 geändert werden (Verlängerung der COVID-19-Sonderregelungen im Fremden-

recht) 

 

BGBl I 84/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Parteiengesetz 2012, das KommAustria-Gesetz, das Presseförderungsgesetz 2004, das 
Publizistikförderungsgesetz 1984 und das ORF-Gesetz geändert werden (Verlängerung der COVID-19-Sonderregelungen 
für die Möglichkeit von Beschlüssen im Umlaufweg bzw per Videokonferenz) 

 

BGBl I 85/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz, das Verwaltungsrechtliche COVID-19-Begleitgesetz und das 
COVID-19 Begleitgesetz Vergabe geändert werden (Verlängerung vergaberechtlicher Sonderbestimmungen)  

 

BGBl I 86/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsmarktservicegesetz, das Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz und das Berufs-
ausbildungsgesetz geändert wird (Verlängerung der Kurzarbeitshilfen bis Ende 2022)  

 

BGBl I 87/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Mutterschutzgesetz 1979 geändert wird (Ermächtigung des Arbeitsministers zur Regelung 
coronabedingter Sonderfreistellungen von Schwangeren per VO)  

 

BGBl I 88/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz geändert wird (Verbesserungen in der Revision von ge-

meinnützigen Bauvereinigungen; Maßnahmen gegen Wohnungsspekulationen)  
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BGBl I 89/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Epidemiegesetz 1950 und das COVID-19-Maßnahmengesetz geändert werden (Möglichkeit der 
Gesundheitsbehörden zur Einschränkung und Priorisierung der Fallabklärung bei objektiver Nichtbewältigung des Aufwands; 
Möglichkeit des Gesundheitsministers zur Verfügung von Verkehrsbeschränkungen mittels allgemeiner VO) 

 

BGBl I 90/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über den regionalen Klimabonus geändert wird (Klimabonusgesetz – KliBG) (An-
ti-Teuerungsbonus in Form eines Sonderzuschlags)  

 

BGBl I 91/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Suchtmittelgesetz geändert wird (Verlängerung einer COVID-19-Sonderregelung in Bezug auf 
Substitutions-Dauerverschreibungen bis Ende Juni 2023)  

 

BGBl I 92/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz und das Selbständigen-
Sozialversicherungsgesetz geändert werden (Ausweitung des Kostenersatzes für die Abgabe von COVID-19-Heilmitteln; 
weitere Finanzierung von Corona-Impfungen bis Ende 2022)  

 

BGBl I 93/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Einkommensteuergesetz 1988, das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das Kommunal-
steuergesetz 1993, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das Nationale Emissionszertifikatehandelsgesetz 2022, das Arbeitslosenversi-
cherungsgesetz 1977, das COVID-19-Gesetz-Armut, das Pensionsgesetz 1965 und das Bundesbahn-Pensionsgesetz 
geändert werden sowie das Bundesgesetz über einen Ausgleich inflationsbedingt hoher Lebenshaltungs- und Wohnkosten 
(Lebenshaltungs- und Wohnkosten-Ausgleichs-Gesetz – LWA-G) und das Bundesgesetz über den Teuerungsausgleich 
für Bezieherinnen und Bezieher von Förderungen nach dem Studienförderungsgesetz erlassen werden (Teuerungs-
Entlastungspaket) (Maßnahmenpaket gegen die Teuerungswelle [Sonder-Familienbeihilfe; Erhöhung des Familienbonus 
Plus; einmaliger Teuerungsabsetzbetrag; Teuerungsprämien für Arbeitnehmer; Senkung der Lohnnebenkosten; Teuerungs-

ausgleich für vulnerable Gruppen]) 

 

BGBl I 94/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Gaswirtschaftsgesetz 2011 (GWG 2011) geändert wird (Einführung einer Anschlusspflicht für 

sämtliche Speicheranlagen auf dem Hoheitsgebiet Österreichs an das österreichische Leitungsnetz)  

 

BGBl I 95/2022 

Bundesgesetz über die Förderung des Ausstiegs aus russischem Erdgas und der Diversifizierung des Erdgasbezugs aus an-
deren Quellen (Gasdiversifizierungsgesetz 2022, GDG 2022) (Erdgas-Diversifizierung; Umrüstung von Anlagen auf den al-
ternativen Betrieb mittels anderer Energieträger)  

 

BGBl I 96/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Schulorganisationsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz für Be-
rufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge, das Schulzeitgesetz 1985, das Land- und forstwirtschaftliche Bun-
desschulgesetz, das Schulpflichtgesetz 1985 und das Privatschulgesetz geändert werden (Ausweitung der schulorgani-
satorischen Autonomie [Individualisierung durch Flexibilisierung der Unterrichtsorganisation; Möglichkeit für standortspezifi-

sche Anpassungen der Leistungsbeurteilung in der Oberstufe]) 

 

BGBl II 258/2022 (Anlage 2a; Anlage 7) 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, mit der die Prüf- 

und Begutachtungsstellenverordnung geändert wird (10. Novelle zur PBStVO) 
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BGBl II 260/2022 

Verordnung des Bundesministers für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport gemäß § 3 Abs 1 des Bundesgesetzes über 
die Errichtung eines Non-Profit-Organisationen Unterstützungsfonds betreffend Richtlinien über die Gewährung von Unter-
stützungsleistungen an Organisationen gemäß § 1 Abs 2 des Bundesgesetzes über die Errichtung eines Non-Profit-
Organisationen Unterstützungsfonds, welche im Zusammenhang mit der Ausbreitung des Erregers SARS-CoV-2 und den 
dadurch verursachten Auswirkungen geboten sind, damit diese Organisationen in die Lage versetzt werden, ihre statutenge-
mäßen Aufgaben weiter zu erbringen (5. NPO-Fonds-Richtlinienverordnung – 5. NPO-FondsRLVO) 

 

BGBl II 261/2022 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Suchtgiftverord-
nung geändert wird 

 

BGBl II 262/2022 

Verordnung der Bundesregierung, mit der die Höhe der strategischen Gasreserve angepasst wird (Strategische Gasreserve-
Verordnung – SGRVO) 

 

BGBl II 264/2022 

Verordnung des Vorsitzenden des Vorstandes der Österreichischen Post Aktiengesellschaft über die Festsetzung einer pau-
schalierten Aufwands- und Erschwerniszulage (Betriebssonderzulage) für Bedienstete, die der Österreichischen Post Aktien-
gesellschaft oder einem Unternehmen, das durch Maßnahmen der Umgründung im Rahmen des bestehenden Gesellschafts-
rechts aus dieser Gesellschaft hervorgegangen ist, zur Dienstleistung zugewiesen sind (Betriebssonderzulagen-
Verordnung 2022 – BSZVO 2022) 

 

BGBl II 265/2022 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie über die Festset-

zung der Höhe der Pflichtnotstandsreserven, die zu bestimmten Zeitpunkten zu halten sind 

 

BGBl II 268/2022 

Verordnung der Bundesregierung, mit der die Verordnung über die Informationssicherheit (Informationssicherheitsverord-

nung – InfoSiVO) geändert wird 

 

BGBl II 269/2022 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung betref-

fend die Durchführung der Impfung gegen SARS-CoV-2 im niedergelassenen Bereich geändert wird 

 

BGBl II 270/2022 

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung über Leistungsstipendien an Pädagogischen 

Hochschulen für das Studienjahr 2021/2022 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABl L 179 v 06.07.2022, 4 

Abkommen zwischen der Europäischen Union und der Ukraine über die Beförderung von Gütern im Straßenverkehr  
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III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 
A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
17.06.2022, G 379/2021 (Anlassfall E 3024/2021) 

GehaltsG; Aufhebung von Wortfolgen des GehaltsG betreffend die unterschiedliche Überstundenvergütung für in Voll- o-
der Teilauslastung tätige Richter iRd Rufbereitschaft während der Nachtstunden; 100%-iger (anstelle des tagsüber gelten-
den 50%-igen) – Überstundenzuschlag wegen der „Mehrbelastung“ für vollausgelastete Richter gegenüber dem für Nacht-
stunden nicht erhöhten (auch tagsüber geltenden) 25%-igen Überstundenzuschlag für – vor außerordentlichen beruflichen 

Belastungen geschützte – teilausgelastete Richter sachlich nicht gerechtfertigt 

 

17.06.2022, E 4107/2021 

PersonenstandsG; AdelsaufhebungsG; Verletzung im Gleichheitsrecht durch Berichtigung des portugiesischen Namens-
bestandteils „Nobre de“ wegen Verwendung untersagter Adelszeichen; Verkennung der Vorgaben des AdelsaufhebungsG 
iVm der Vollzugsanweisung; Namensbestandteil „Nobre de“ ist vor dem Hintergrund des maßgeblichen soziokulturellen Kon-
textes keine Adelsbezeichnung; deutschsprachige Übersetzung der fremdsprachigen Bedeutung nicht maßgeblich 

 

21.06.2022, UA 1/2022 ua 

Verfahrensordnung für parlamentarische Untersuchungsausschüsse; Abweisung des Antrags auf Feststellung der Ver-
pflichtung der Bundesministerin für Justiz zur vollständigen Vorlage der Ergebnisse zweier ergänzender Beweisanforderun-
gen an den ÖVP-Korruptions-Untersuchungsausschuss betreffend Klärung von Korruptionsvorwürfen gegen ÖVP-
Regierungsmitglieder; Hemmung der Verpflichtung der Bundesministerin für Justiz während eines laufenden Konsultations-
verfahrens für längstens drei Monate, den ergänzenden Beweisanforderungen zur Akten- und Unterlagenvorlage (Chatproto-
kolle) nachzukommen 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 
24.05.2022, Ro 2021/05/0012 

Oö ROG; für das Vorliegen einer zulässigen Privatzimmervermietung ist nicht die Art des Mietobjekts ausschlaggebend, 
sondern – neben der „häuslichen Nebenbeschäftigung“ – auch die Einhaltung der höchstzulässigen Bettenanzahl; zum Begriff 
der „häuslichen Nebenbeschäftigung“, der nach den Materialien als Abgrenzung zur gewerblichen Tätigkeit iSd GewO ver-
wendet wird, ist auf § 2 Abs 1 Z 9 GewO abzustellen; die Zulässigkeit der Vermietung einer Ferienwohnung in der Widmung 
Bauland-Wohngebiet setzt daher als häusliche Nebenbeschäftigung ein räumliches Naheverhältnis zum eigenen Hausstand 
des Vermieters voraus, weil es sich um eine Beschäftigung im Rahmen des eigenen Hausstands handeln muss  

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
LVwG Bgld 27.06.2022, E 280/02/2022.022/004 

EpidemieG; der Leistungsanspruch nach den §§ 32 und 36 EpidemieG ist mittels Antrag geltend zu machen; da ein solcher 
Antrag inhaltlich den Prozessgegenstand abgrenzt, ist er vom Antragsteller näher zu beziffern; das bloße Nichtvorliegen der 
konkreten ziffernmäßigen Höhe eines Antrags auf Verdienstentgangs alleine ermächtigt das VwG – in Einklang mit der 
höchstgerichtlichen stRspr – nicht zur Zurückverweisung an die Verwaltungsbehörde 

 

LVwG NÖ 01.06.2022, LVwG-AV-29/001-2022 

StVO; der Wortlaut des § 93 Abs 4 StVO lässt eine gänzliche Befreiung von der Räum- und Streupflicht nicht zu; § 93 Abs 
4 leg cit gestattet dem Verordnungsgeber lediglich, die in Abs 1 bezeichneten Verrichtungen einzuschränken, zu bestimmen, 
dass nicht alle Verrichtungen vorgenommen werden müssen oder die Vorsichtsmaßregeln näher zu bestimmen, unter denen 

die in Abs 1 und 2 bezeichneten Verrichtungen durchzuführen sind 
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LVwG NÖ 09.06.2022, LVwG-AV-425/001-2022 

NÖ Sozialhilfe-AusführungsG; nach dem Willen des Gesetzgebers sollen Leistungen der Sozialhilfe möglichst „ohne Unter-
brechung“ gewährt werden; eine systematisch-teleologische Auslegung ergibt, dass ein Antrag auf eine weitere Gewährung 
von Leistungen nach dem NÖ Sozialhilfe-AusführungsG frühestens drei Monate vor Ende der befristeten Leistung gestellt 
werden kann; andernfalls würde das Ende der Entscheidungsfrist jedenfalls innerhalb jenes Zeitraumes liegen, über den be-
reits abgesprochen wurde 

 

LVwG NÖ 23.06.2022, LVwG-AV-581/001-2022 

FührerscheinG; nach stRsp des VwGH ist die Entziehung der Lenkberechtigung dann nicht mehr gerechtfertigt, wenn zwi-
schen der Tat und der Einleitung des Entziehungsverfahrens mehr als ein Jahr verstrichen und die betreffende Person in die-
ser Zeit im Straßenverkehr nicht nachteilig in Erscheinung getreten ist; es wäre dem Gesetzgeber daher nicht zuzusinnen, 
dass eine Entziehung der Lenkberechtigung für eine im Gesetz fixierte Dauer auch dann noch rechtmäßig wäre, wenn nicht 
nur seit der „bestimmten Tatsache“, sondern auch dem darauffolgenden „nachteilig in Erscheinung Treten“ bereits mehr als 
ein Jahr vergangen ist 

 

LVwG Vbg 20.06.2022, LVwG-408-22/2022-R1 

AVG; wurde ein verfahrenseinleitender Antrag vor dem Ende einer von der Behörde „verlängerten“ Frist zur Mängelbehe-
bung gem § 13 Abs 3 AVG zurückgewiesen, und ist aber die Antragstellerin auch innerhalb der „verlängerten“ Frist dem Män-
gelbehebungsauftrag nicht zur Gänze nachgekommen, ist die Zurückweisung des verfahrenseinleitenden Antrags durch die 
Behörde rechtmäßig  

 

LVwG Vbg 23.06.2022, LVwG-408-163/2021-R20 

EpidemieG; befinden sich sowohl der Wohn- als auch der Beschäftigungsort der Arbeitnehmerin eines Dienstgebers, welcher 
Ersatz der Verdienstentgangs begehrt, im Inland, gebührt eine Vergütung gem § 32 Abs 1 Z 1 EpidemieG auch dann, wenn 
die Auszahlung des Entgelts im Ausland verwirklicht wurde 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 
A. GERICHTSHOF 

 
07.07.2022, Rs C-576/20, Pensionsversicherungsanstalt (Périodes d’éducation d’enfants à l’étranger) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Soziale Sicherheit der Wandererwerbstätigen – Verordnung (EG) Nr 987/2009 – Art 44 
Abs 2 – Anwendungsbereich – Altersrente – Berechnung – Berücksichtigung von in anderen Mitgliedstaaten zurückgelegten 
Kindererziehungszeiten – Art 21 AEUV – Freizügigkeit 

 

07.07.2022, Rs C-696/20, Dyrektor Izby Skarbowej w W (Qualification erronée d’opérations en chaîne) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Steuerrecht – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Art 41 – Innergemeinschaftlicher 
Erwerb von Gegenständen – Ort – Kette aufeinanderfolgender Umsätze – Falsche Einstufung eines Teils der Umsätze – 
Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der steuerlichen Neutralität 

 

07.07.2022, Rs C-7/21, LKW WALTER 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Zustellung von Schriftstücken – Verordnung 
(EG) Nr 1393/2007 – Art 8 Abs 1 – Einwöchige Frist für die Ausübung des Rechts auf Verweigerung der Annahme des 
Schriftstücks – Beschluss über eine Zwangsvollstreckung, der in einem Mitgliedstaat erlassen und in einem anderen Mitglied-
staat nur in der Sprache des erstgenannten Mitgliedstaats zugestellt wird – Regelung des erstgenannten Mitgliedstaats, die 
für die Erhebung eines Einspruchs gegen diesen Beschluss eine Frist von acht Tagen vorsieht – Einspruchsfrist, die zur 
gleichen Zeit wie die Frist für die Ausübung des Rechts auf Verweigerung der Annahme des Schriftstücks zu laufen beginnt – 
Art 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf 
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07.07.2022, Rs C-13/21, Pricoforest 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Straßenverkehr – Sozialvorschriften – Verordnung (EG) Nr 561/2006 – Abweichungen – 
Art 13 Abs 1 Buchst b – Begriff ‚Umkreis von bis zu 100 [Kilometern (km)] vom Standort des Unternehmens‘ – Fahrzeuge, mit 
denen Beförderungen in diesem Umkreis und auch über diesen Umkreis hinaus durchgeführt werden 

 

07.07.2022, Rs C-24/21, PH (Interdiction régionale de mise en culture d’OGM) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Landwirtschaft – Genetisch veränderte Lebensmittel und Futtermittel – Verordnung (EG) 
Nr 1829/2003 – Absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt – Richtlinie 2001/18/EG – Art 26a 
– Möglichkeit für die Mitgliedstaaten, die geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um das unbeabsichtigte Vorhandensein gene-
tisch veränderter Organismen in anderen Produkten zu verhindern – Anwendungsvoraussetzungen – Verhältnismäßigkeits-
grundsatz – Leitlinien für die Entwicklung nationaler Koexistenz-Maßnahmen zur Vermeidung des unbeabsichtigten Vorhan-
denseins genetisch veränderter Organismen in konventionellen und ökologischen Kulturpflanzen – Maßnahme einer unter-

staatlichen Körperschaft, mit der der Anbau von genetisch verändertem Mais in ihrem Gebiet verboten wird 

 

07.07.2022, Rs C-194/21, Staatssecretaris van Financiën (Forclusion du droit à déduction) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Art 184 und 185 – Berichtigung des Vorsteu-
erabzugs – Steuerpflichtiger, der sein Recht auf Vorsteuerabzug vor dem Ablauf einer Ausschlussfrist nicht ausgeübt hat – 
Unmöglichkeit, diesen Abzug im Rahmen der Berichtigung vorzunehmen 

 

07.07.2022, verb Rs C-213/21 u C-214/21, Italy Emergenza 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Vergabe öffentlicher Aufträge – Richtlinie 2014/24/EU – Anwendungsbereich – Art 10 
Buchst h – Besondere Ausnahmen für Dienstleistungsaufträge – Dienstleistungen des Katastrophenschutzes, des Zivil-
schutzes und der Gefahrenabwehr – Gemeinnützige Organisationen oder Vereinigungen – Als Notfalldienst eingestufter Ein-
satz von Krankenwagen – Freiwilligenorganisationen – Sozialgenossenschaften 

 

07.07.2022, verb Rs C-257/21 u C-258/21, Coca-Cola European Partners Deutschland 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Art 153 AEUV – Schutz der Arbeitnehmer – Richtlinie 2003/88/EG – Ar-
beitszeitgestaltung – Nachtarbeit – Tarifvertrag, der für regelmäßige Nachtarbeit einen geringeren Vergütungszuschlag 
vorsieht als für unregelmäßige Nachtarbeit – Gleichbehandlung – Art 20 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

– Durchführung des Unionsrechts im Sinne von Art 51 Abs 1 der Charta der Grundrechte 

 

07.07.2022, Rs C-261/21, F Hoffmann-La Roche ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 19 Abs 1 Unterabs 2 EUV – Pflicht der Mitgliedstaaten zur Schaffung der erforderlichen 
Rechtsbehelfe, damit ein wirksamer Rechtsschutz in den vom Unionsrecht erfassten Bereichen gewährleistet ist – Art 267 
AEUV – Verpflichtung des vorlegenden Gerichts, der durch den Gerichtshof vorgenommenen Auslegung des Unionsrechts 
volle Wirksamkeit zu verschaffen – Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Art 47 – Zugang zu einem unabhängi-
gen, unparteiischen und zuvor durch Gesetz errichteten Gericht – Urteil eines nach Vorabentscheidung des Gerichtshofs in 
letzter Instanz entscheidenden nationalen Gerichts – Angebliche Unvereinbarkeit dieses Urteils mit der durch den Gerichtshof 
vorgenommenen Auslegung des Unionsrechts – Nationale Regelung, wonach gegen dieses Urteils kein Wiederaufnahme-
antrag eröffnet ist 

 

07.07.2022, Rs C-264/21, Keskinäinen Vakuutusyhtiö Fennia 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 85/374/EWG – Haftung für fehlerhafte Produkte – Art 3 Abs 1 – Begriff 
,Hersteller‘ – Jede Person, die sich als Hersteller ausgibt, indem sie ihren Namen, ihr Warenzeichen oder ein anderes Erken-
nungszeichen auf dem Produkt anbringt, oder dies zugelassen hat 

 

07.07.2022, Rs C-308/21, SATA International – Azores Airlines (Défaillance du système de ravitaillement en carburant) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Luftverkehr – Verordnung (EG) Nr 261/2004 – Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen 
für Fluggäste – Annullierung oder große Verspätung von Flügen – Art 5 Abs 3 – Befreiung von der Ausgleichspflicht – Au-

ßergewöhnliche Umstände – Allgemeiner Ausfall des Betankungssystems für Flugzeuge am Flughafen 
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07.07.2022, Rs C-377/21, Zone de secours Hainaut – Centre 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Richtlinie 97/81/EG – Rahmenvereinbarung über Teilzeitarbeit – Paragraf 
4 – Diskriminierungsverbot – Pro-rata-temporis-Grundsatz – Berücksichtigung des von einem vollzeitbeschäftigten Mitglied 
der Berufsfeuerwehr als Mitglied der freiwilligen Feuerwehr erreichten Dienstalters bei der Berechnung seiner Vergütung 

nach dem Pro-rata-temporis-Grundsatz 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
07.07.2022, Rs C-88/21, Lietuvos Respublikos vidaus reikalų ministerija (Immatriculation des véhicules signalés) (GA 
Emiliou) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Schengener Informationssystem der zweiten Generation (SIS II) – Beschluss 2007/533/JI 
– Art 38 und 39 – Sachfahndungsausschreibungen zur Sicherstellung oder Beweissicherung in Strafverfahren – Maßnahme 
aufgrund einer Ausschreibung – Nationale Vorschrift, die die Zulassung eines im SIS II ausgeschriebenen Fahrzeugs verbie-
tet – Löschung von Ausschreibungen – Art 17 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Eigentumsrecht – Ver-
hältnismäßigkeit 

 

07.07.2022, Rs C-166/21, Kommission/ Polen (Exonération de l’accise sur l’alcool utilisé pour la fabrication de médi-
caments) (GA Collins) 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Verbrauchsteuern auf Ethylalkohol und alkoholische Getränke – Richtlinie 
92/83/EWG – Befreiung von der harmonisierten Steuer – Art 27 Abs 1 Buchst d – Zur Herstellung von Arzneimitteln ver-
wendeter Alkohol – Art 27 Abs 6 – Voraussetzung der Beförderung eines Erzeugnisses im Rahmen eines Verfahrens der 

Steueraussetzung – Verhältnismäßigkeit – Beweislast 

 

07.07.2022, Rs C-296/21, A (Circulation d’armes à feu neutralisées) (GA Sánchez-Bordona) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Erwerb und Besitz von Feuerwaffen – Verbringung von deaktivierten Feuerwaffen inner-
halb der Union – Richtlinie 91/477/EWG – Durchführungsverordnung (EU) 2015/2403 – Art 7 Abs 2 – Gegenseitige Anerken-
nung – Art 3 Abs 1 – Von den Mitgliedstaaten benannte überprüfende Stelle – Art 3 Abs 3 – Überprüfende Stelle, die nicht in 
der von der Kommission veröffentlichten Liste der überprüfenden Stellen der Mitgliedstaaten aufgeführt ist 

 

07.07.2022, Rs C-348/21, HYA ua (Impossibilité d’interroger les témoins à charge) (GA Collins) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gerichtliche Amtshilfe in Strafsachen – Richtlinie (EU) 2016/343 – Art 6 Abs 1 und Art 8 
Abs 1 – Beweislast – Recht auf Anwesenheit in der Verhandlung – Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Art 
47 Abs 2 und Art 48 Abs 2 – Recht auf ein faires Verfahren und Verteidigungsrechte – Aussage eines Zeugen vor einem 
Richter in der vorgerichtlichen Phase eines Strafverfahrens in Abwesenheit der beschuldigten Personen oder ihrer Vertreter – 
Unmöglichkeit für die beschuldigten Personen und ihre Vertreter, in der Hauptverhandlung des Strafverfahrens Belastungs-
zeugen zu vernehmen 

 

07.07.2022, Rs C-372/21, Freikirche der Siebenten-Tags-Adventisten in Deutschland (GA Emiliou) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Ar 49 AEUV – Niederlassungsfreiheit – Art 17 AEUV – Kirchen und religiöse Vereini-
gungen oder Gemeinschaften – Subventionierung einer Privatschule, die von einer in einem anderen Mitgliedstaat ansäs-
sigen Religionsgesellschaft als konfessionelle Schule anerkannt ist 

 

C. GERICHT 

 
06.07.2022, Rs T-250/21, Zdút/ EUIPO - Nehera ua (nehera) 

Unionsmarke – Nichtigkeitsverfahren – Unionsbildmarke NEHERA – Absoluter Nichtigkeitsgrund – Keine Bösgläubigkeit – 

Art 52 Abs 1 Buchst b der Verordnung (EG) Nr 207/2009 (jetzt Art 59 Abs 1 Buchst b der Verordnung [EU] 2017/1001) 
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V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
05.07.2022, Beschwerde Nr 70133/16, Dimici/Türkei 

Verletzung von Art 14 EMRK (Verbot der Diskriminierung) iVm Art 1 1. ZP (Schutz des Eigentums), Bf wurde Anspruch auf 
Überschüsse der Örfioğlu-Stiftung verweigert, Diskriminierung auf Grund des Geschlechts, inländische Gerichte haben ledig-
lich den Willen des Stifters, wie er in der Gründungsurkunde der Stiftung zum Ausdruck kommt, festgestellt und angewandt, 
ohne zu prüfen ob dieser mit der Konvention, der Verfassung oder dem Gesetz vereinbar ist 

 

05.07.2022, Beschwerde Nr 815/18 ua, Gewerkschaftsverband für Tarifverhandlungen ua/Deutschland 

Keine Verletzung von Art 11 EMRK (Versammlungsfreiheit), im Falle einer Kollision von Tarifverträgen gilt nur der Tarifver-
trag der größeren Gewerkschaft, Einschränkung für kleinere Gewerkschaften durch Gesetzgebung, aber Recht auf Tarifver-
handlungen und Streikrecht, die Rechtsvorschriften sollen das ordnungsgemäße Funktionieren des Tarifverhandlungssystems 
im Interesse sowohl der Arbeitnehmer als auch der Arbeitgeber gewährleisten 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfah-
ren, Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Rele-
vanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer 
Kammer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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